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1. Instanz

Aktenzeichen S 6 AL 358/00
Datum 15.03.2001

2. Instanz

Aktenzeichen L 3 AL 125/01
Datum 25.09.2003

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung gegen das Urteil des Sozialgerichts Dresden vom 15. MÃ¤rz 2001
wird zurÃ¼ckgewiesen. II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind auch fÃ¼r das
Berufungsverfahren nicht zu erstatten. III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Zwischen den Beteiligten ist die HÃ¶he des der KlÃ¤gerin in der Zeit vom 01.07. bis
31.08.1998 zustehenden Anspruchs auf Arbeitslosenhilfe (Alhi) streitig.

Die am â�¦1938 geborene, verheiratete KlÃ¤gerin war zunÃ¤chst bis Ende Juni 1991
beitragspflichtig beschÃ¤ftigt sowie zwischen Dezember 1992 und Mitte Oktober
1994 als selbststÃ¤ndige Handelsvertreterin erwerbstÃ¤tig. Sie ist Mutter mehrerer
ehelicher Kinder, u.a. des am 15.09.1965 geborenen Sohnes D â�¦ (D.).

Auf entsprechenden Antrag gewÃ¤hrte ihr die Beklagte erstmals ab dem
31.12.1991 Arbeitslosengeld (Alg) in anfÃ¤nglicher HÃ¶he von 139,80 DM
wÃ¶chentlich auf der Grundlage eines gerundeten wÃ¶chentlichen
Bemessungsentgeltes (BE) von 360,00 DM. Nach der erneuten Arbeitslosmeldung
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und Leistungsbeantragung nach Beendigung der selbststÃ¤ndigen
ErwerbstÃ¤tigkeit gewÃ¤hrte die Beklagte der KlÃ¤gerin wiederum Alg, welches
zuletzt bei AnspruchserschÃ¶pfung am 15.07.1995 wÃ¶chentlich 303,60 DM betrug
(berechnet auf der Grundlage eines BE von 670,00 DM, der Leistungsgruppe C und
dem allgemeinen Leistungssatz). Die Leistungsbemessung beruhte im Hinblick auf
die vorausgegangene selbststÃ¤ndige ErwerbstÃ¤tigkeit auf einem fiktiv
festgestellten Arbeitsentgelt. Auf den am 05.07.1995 gestellten Antrag auf
GewÃ¤hrung von Anschlussarbeitslosenhilfe, in welchem die KlÃ¤gerin u.a.
(Alters)RentenbezÃ¼ge des Ehemanns angab, wurde ihr ab dem 17.07.1995 diese
Leistung, unterbrochen von einem Zeitraum des Bezuges von Unterhaltsgeld
zwischen dem 29.07.1996 und dem 28.01.1997, unter BerÃ¼cksichtigung
unterschiedlich hoher AnrechnungsbetrÃ¤ge aus Einkommen gewÃ¤hrt. Zuletzt
betrug der Auszahlungsbetrag der Alhi fÃ¼r den am 30.06.1998 abgelaufenen
Zahlungszeitraum 261,38 DM wÃ¶chentlich bei Anrechnung von Einkommen in
HÃ¶he von 19,98 DM wÃ¶chentlich.

In dem Weiterbewilligungsantrag vom 19.05.1998 fÃ¼r den ab dem 01.07.1998
beginnenden neuen Zahlungsabschnitt gab die KlÃ¤gerin Ausgaben fÃ¼r
VersicherungsbeitrÃ¤ge und Steuern einschlieÃ�lich eines Kfz-Haftpflichtbeitrags
von 820,30 DM jÃ¤hrlich in GesamthÃ¶he von 772,67 DM monatlich an. Die
monatlichen NettorenteneinkÃ¼nfte des Ehemanns wurden mit 2.535,00 DM
beziffert. Hinsichtlich der Anrechnung des Einkommens des Ehemanns wurde ein
von diesem zugunsten des Sohnes D. geleisteter Unterhalt von 500,00 DM
monatlich als einkommensmindernd geltend gemacht. (Die zunÃ¤chst im
Verwaltungs- und Klageverfahren begehrte einkommensmindernde
BerÃ¼cksichtigung weiterer Werbungskosten aus einer ehrenamtlichen TÃ¤tigkeit
als Vorsitzender eines Skatclubs sowie Spielleiter des S â�¦ Skatverbandes wurde im
Berufungsverfahren ausdrÃ¼cklich fallen gelassen.) In einer auf Anfrage der
Beklagten eingereichten schriftlichen Bescheinigung des Sohnes D. vom 07.07.1998
bestÃ¤tigte dieser den Erhalt von Unterhaltsleistungen des Vaters in HÃ¶he von
500,00 DM monatlich seit Juli 1997 bis zur (voraussichtlichen) Beendigung des
Studiums. Gleichzeitig gab D. darin an, aufgrund seines Alters und der Dauer des
Studiums weder Leistungen nach dem BundesausbildungsfÃ¶rderungsgesetz
(BAfÃ¶G) noch Unterhalt von seiner geschiedenen Ehefrau zu beziehen. Durch
Gelegenheitsarbeiten kÃ¶nne er durchschnittlich hÃ¶chstens 200,00 DM monatlich
verdienen und sei deshalb auf die finanzielle UnterstÃ¼tzung der Eltern
angewiesen.

Im Rahmen der Ã�berprÃ¼fung der BedÃ¼rfigkeit der KlÃ¤gerin unter
BerÃ¼cksichtigung des Einkommens des Ehemanns erkannte die Beklagte die von
der KlÃ¤gerin geltend gemachten Belastungen mit Ausnahme der mit dem
Unterhalt des Kraftfahrzeugs verbundenen Steuer- und Versicherungsbelastungen
als einkommensmindernd an, woraus sich ein vom Einkommen abzuziehender
Gesamtbetrag von 660,71 DM monatlich ergab. Ausgehend von einem monatlichen
Nettorenteneinkommen von 2.552,69 DM errechnete sie unter BerÃ¼cksichtigung
eines Freibetrages in HÃ¶he eines (hypothetischen) eigenen Alhi-Anspruchs des
Ehemanns von 312,21 DM wÃ¶chentlich daraus einen aus dem Einkommen des
Ehemanns anzurechnenden Betrag von 124,40 DM wÃ¶chentlich. Die von der
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KlÃ¤gerin und ihrem Ehemann geltend gemachten Unterhaltsleistungen zugunsten
des Sohnes D. wurden dagegen beim Einkommen des Ehemanns nicht als
einkommensmindernd berÃ¼cksichtigt.

Mit Bescheid vom 30.07.1998 bewilligte die Beklagte der KlÃ¤gerin ab dem
01.07.1998 dementsprechend Alhi in HÃ¶he eines wÃ¶chentlichen
Auszahlungsbetrages von 153,65 DM (Leistungsbemessung auf der Grundlage eines
BE von 670,00 DM, in der Leistungsgruppe C sowie Leistungssatz von 53 v.H.). Mit
ihrem hiergegen mit Schreiben vom 31.07.1998 und vom 11.08.1998 eingelegten
Widerspruch wandte sich die KlÃ¤gerin gegen die bei der Leistungsbewilligung
vorgenommene BerÃ¼cksichtigung des Einkommens des Ehemanns und begehrte
die Bewilligung eines (ungekÃ¼rzten) wÃ¶chentlichen Leistungsbetrages der Alhi
von 278,04 DM.Es seien von der Beklagten zu Unrecht die angegebenen und
belegten Ausgaben fÃ¼r Steuern, Versicherungen und Werbungskosten nicht in
voller HÃ¶he (von 727,67 DM monatlich) und die monatliche Unterhaltsleistung des
Ehemanns an den Sohn D. von 500,00 DM Ã¼berhaupt nicht einkommensmindernd
berÃ¼cksichtigt worden. Der von ihrem Ehemann an den Sohn D. gezahlte
Monatsbetrag liege unter dem Regelsatz der sÃ¤chsischen Unterhaltstabelle und
mÃ¼sse daher zum Abzug von dem zu berÃ¼cksichtigenden Renteneinkommen
fÃ¼hren. D. stehe gegenÃ¼ber ihnen als Eltern nach den Bestimmungen des
BÃ¼rgerlichen Gesetzbuches (BGB) ein Unterhaltsanspruch zu. Zur StÃ¼tzung
dieses Begehrens wurde eine erneute BestÃ¤tigung des Sohnes D. vom 03.07.1998
eingereicht.

Mit Widerspruchsbescheid vom 31.03.2000 wies die Beklagte den Widerspruch als
unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck. In den EntscheidungsgrÃ¼nden legte sie die
Rechtsgrundlagen der von ihr vorgenommenen Leistungsbemessung und konkret
auch die Festsetzung des bei der Anrechnung des Renteneinkommens des
Ehemanns zum Abzug gebrachten Freibetrages (in HÃ¶he eines hypothetischen Alhi-
Anspruchs von 312,21 DM monatlich) im Einzelnen dar.

Zur BegrÃ¼ndung der gegen die Entscheidung der Beklagten am 20.04.2000 zum
Sozialgericht Dresden erhobenen Klage hat die KlÃ¤gerin erneut die
unvollstÃ¤ndige Anerkennung der von ihr geltend gemachten Auslagen sowie die
unterbliebene BerÃ¼cksichtigung der monatlichen Unterhaltsleistungen ihres
Ehemanns an den Sohn D. in HÃ¶he von 500,00 DM monatlich beanstandet und
wiederum die Zahlung eines Alhi-Betrages in (ungekÃ¼rzter) HÃ¶he von 278,04 DM
wÃ¶chentlich begehrt. Auf Antrag des Sozialgerichts (SG) hat der Ehemann der
KlÃ¤gerin als deren BevollmÃ¤chtigter Angaben zu dem schulischen und beruflichen
Werdegang des Sohnes D. gemacht und hierbei insbesondere darauf hingewiesen,
dass D. im Hinblick auf die wirtschaftlichen VerhÃ¤ltnisse der Gesamtfamilie
(seinerzeit) nach Abschluss der Oberschule nur auf DrÃ¤ngen der Eltern zunÃ¤chst
eine handwerkliche Ausbildung zum Fertigungsmittelbauer (zwischen September
1982 und Februar 1985) durchgefÃ¼hrt habe, obwohl er von Beginn an dazu keine
berufliche Neigung gehabt, vielmehr gewÃ¼nscht habe, nach Ableistung des
Wehrdienstes das Abitur zu erwerben und danach ein angestrebtes
Hochschulstudium aufzunehmen. Nach dem Wehrdienst (zwischen Oktober 1985
und August 1988) und weiterer Ausbildung zum Erwerb der Hochschulreife (bis
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Ende August 1989) habe er dann wiederum auf DrÃ¤ngen der Eltern zunÃ¤chst
entgegen seinen eigenen Vorstellungen ein Studium der Rechtswissenschaft
aufgenommen, dieses aber wegen geringen Berufsinteresses bereits nach einem
Semester wieder aufgegeben. In der Folgezeit sei er zunÃ¤chst arbeitslos bzw. bis
September 1991 als Bauhilfsarbeiter erwerbstÃ¤tig gewesen. Erst zum 01.10.1991
habe er das gewÃ¼nschte Studium der Stadt- und Regionalplanung an der
Technischen UniversitÃ¤t B â�¦ aufnehmen kÃ¶nnen, dieses aber insbesondere
wegen der aus wirtschaftlichen GrÃ¼nden erforderlichen NebenerwerbstÃ¤tigkeit
(insbesondere zwischen 1992 bis 1997) nicht zÃ¼gig durchfÃ¼hren und
abschlieÃ�en kÃ¶nnen. Infolge der Wahrnehmung einer HausverwaltertÃ¤tigkeit in
einem groÃ�en Studentenwohnheim des Studentenwerkes sei es von 1992 bis 1997
zu einer fast vollstÃ¤ndigen EinschrÃ¤nkung des Studiums gekommen. Erst danach
habe das Studium wieder intensiv fortgesetzt werden kÃ¶nnen. Bei dieser Sachlage
sei die Zahlung von Unterhalt in HÃ¶he von 500,00 DM monatlich an D. fÃ¼r diesen
lebensnotwendig gewesen. Vom zustÃ¤ndigen Finanzamt seien diese
Unterhaltszahlungen ab 1997 (steuerrechtlich) auch anerkannt worden. Als Beleg
hierfÃ¼r wurde eine Ablichtung des Einkommenssteuerbescheides der KlÃ¤gerin
und ihres Ehemanns fÃ¼r das Jahr 1998 vorgelegt, in welchem u.a.
Unterhaltsaufwendungen nach Â§ 33 a Abs.1 EStG in HÃ¶he von 6.000,00 DM als
Leistung des Ehemanns steuerlich anerkannt wurden.

Im Termin zur mÃ¼ndlichen Verhandlung am 15.03.2001 hat das SG nach
ergÃ¤nzender Befragung der KlÃ¤gerin und des als ProzessbevollmÃ¤chtigtem
anwesenden Ehemannes zu den persÃ¶nlichen FamilienverhÃ¤ltnissen und
insbesondere der Entwicklung der schulischen und beruflichen Ausbildung des
Sohnes D. die Klage mit Urteil vom 15.03.2001 als unbegrÃ¼ndet abgewiesen. Die
angefochtenen Bescheide der Beklagten seien nicht rechtswidrig. Der KlÃ¤gerin
stehe fÃ¼r den streitigen Zeitraum kein Anspruch auf hÃ¶here Alhi zu. Die von der
Beklagten in den Bescheiden vorgenommene Leistungsbemessung sei tatsÃ¤chlich
und rechtlich nicht zu beanstanden, was insbesondere auch hinsichtlich des dabei
zur Anrechnung gelangten Einkommens des Ehegatten der KlÃ¤gerin zutreffe.
Ausgehend von dem monatlichen Nettorenteneinkommen von 2.535,69 DM habe
die Beklagte zutreffend einen Freibetrag in HÃ¶he eines hypothetischen Alhi-
Anspruchs des Ehegatten selbst in HÃ¶he von 312,21 DM wÃ¶chentlich in Abzug
gebracht. Des Weiteren seien Kosten fÃ¼r belegte und der HÃ¶he nach
angemessene Versicherungen/Steuern im Gesamtbetrag von 660,71 DM monatlich
einkommensmindernd berÃ¼cksichtigt worden. Ausgehend von der von der
KlÃ¤gerin eingereichten Auflistung der im Jahre 1997 angefallenen
VersicherungsbeitrÃ¤ge errechne sich ein als einkommensmindernd zu
berÃ¼cksichtigender (angemessener) monatlicher Zahlbetrag fÃ¼r
Versicherungen, die zu Gunsten des Ehegatten der KlÃ¤gerin abgeschlossen worden
seien, in HÃ¶he von 325,55 DM. Bei der PrÃ¼fung des anzurechnenden
Einkommens des Ehemannes seien dagegen weder die Kfz-Steuer noch monatliche
Sparleistungen fÃ¼r einen Bausparvertrag bei der LBS P â�¦ noch
Versicherungsbeitragsleistungen fÃ¼r VertrÃ¤ge bei der Nordstern K â�¦ und der
ARAG M â�¦, die zu Gunsten der KlÃ¤gerin abgeschlossen worden seien, zu
berÃ¼cksichtigen gewesen. Zutreffend habe die Beklagte die Unterhaltsleistung
des Ehemanns an den Sohn D. in HÃ¶he von 500,00 DM monatlich nicht als
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einkommensmindernd berÃ¼cksichtigt, da diese Leistung nicht aufgrund einer
rechtlichen Pflicht, sondern â�� lediglich â�� einer sittlichen Pflicht erbracht worden
seien. Die sich aus den Bestimmungen des BGB ergebende Unterhaltspflicht
erstrecke sich grundsÃ¤tzlich (nur) bis zur Erreichung des Regelabschlusses und
orientiere sich im Ã�brigen an den finanziellen VerhÃ¤ltnissen der Familie. Das von
D. wÃ¤hrend des streitigen Zeitraums durchgefÃ¼hrte Studium der Stadt- und
Regionalplanung stelle keine Weiterbildung in dem zunÃ¤chst erlernten Beruf des
Werkzeugmachers dar, sondern eine vollstÃ¤ndig neue berufliche Orientierung.
Auch handele es sich um keine abgestufte Ausbildung. Deshalb habe auch insoweit
keine sich ausnahmsweise auf Weiterbildungen oder gestufte Ausbildungen
erstreckende Unterhaltspflicht bestanden. Auch wenn der Erwerb des (ersten)
beruflichen Abschlusses als Facharbeiter nicht dem eigentlichen Berufswunsch des
Sohnes D. entsprochen haben sollte, sei die gesetzliche Unterhaltspflicht der
KlÃ¤gerin und ihres Ehemanns mit der ErmÃ¶glichung dieses Berufsabschlusses
erfÃ¼llt gewesen. AusnahmetatbestÃ¤nde, bei denen dem Kind ein Recht auf
Finanzierung einer Zweitausbildung zustehe, seien nicht erfÃ¼llt. Insbesondere sei
ein Berufswechsel weder in Folge gesundheitlicher GrÃ¼nde noch auch deshalb
erforderlich gewesen, weil das unterhaltsberechtigte Kind den Anforderungen des
erlernten Berufes aus kÃ¶rperlichen oder geistigen GrÃ¼nden nicht gewachsen sei.
Im Hinblick auf die eigene Darstellung der VerhÃ¤ltnisse durch den Ehemann der
KlÃ¤gerin im Verhandlungstermin gehe die Kammer davon aus, dass D. die
Entscheidung fÃ¼r die ursprÃ¼ngliche Berufsausbildung zum Werkzeugmacher
unter BerÃ¼cksichtigung der finanziellen VerhÃ¤ltnisse der Familie und der
damaligen Situation auf dem Arbeitsmarkt getroffen habe. Nach den eigenen
Angaben des Vaters habe dieser erst im August 2000 von D. erfahren, dass er kein
Interesse an dieser Berufsausbildung gehabt habe. Bis dahin sei er selbst davon
ausgegangen, dass D. in dem erlernten Beruf noch gerne weitergearbeitet hÃ¤tte.
Es sei deshalb nicht erkennbar, dass D. von seinen Eltern gegen seinen Willen in
eine â�� weder seinen Neigungen noch seinen FÃ¤higkeiten entsprechende â��
Berufsausbildung gedrÃ¤ngt worden sei. Bei dieser Sachlage sei die spÃ¤tere
GewÃ¤hrung von Unterhaltsleistungen in HÃ¶he von 500,00 DM monatlich nicht aus
rechtlichen GrÃ¼nden, sondern aus sittlichen ErwÃ¤gungen erfolgt und deshalb bei
der Einkommensanrechnung im Rahmen der Alhi nicht zu berÃ¼cksichtigen
gewesen. Die Entscheidungen der Beklagten seien daher insoweit nicht
rechtswidrig.

Zur BegrÃ¼ndung der gegen das am 23.03.2001 zugestellte Urteil am 12.04.2001
beim Sozialgericht Dresden eingegangenen Berufung hat die KlÃ¤gerin im
Wesentlichen das Vorbringen aus dem Klageverfahren wiederholt und als Beleg
fÃ¼r das Bestehen einer rechtlichen Unterhaltspflicht Ablichtungen zweier
Schreiben des Bezirksamtes P â�¦ von B â�¦ (Sozialamt) vom 18.04.2001 und vom
28.06.2001 vorgelegt, in welchen der KlÃ¤gerin und ihrem Ehemann mitgeteilt
wurde, dass sie als Verwandte, die vorbehaltlich ihrer LeistungsfÃ¤higkeit
verpflichtet (seien), Unterhalt zu gewÃ¤hren, von der GewÃ¤hrung von Leistungen
zum Lebensunterhalt an den Sohn D. nach dem BSHG unterrichtet wÃ¼rden.

Auf Anfrage des Senats hat der BevollmÃ¤chtigte der KlÃ¤gerin mit Schreiben vom
30.04.2003 neben Angaben zur Beendigung der ZinseinkÃ¼nfte im Jahre 1998
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vorgetragen, es gehe der KlÃ¤gerin eigentlich nur um die Anerkennung der von ihm
an den Sohn geleisteten UnterhaltsbeitrÃ¤ge von 500,00 DM monatlich im Rahmen
der Einkommensanrechnung. Diese Unterhaltsleistungen seien auch im Jahre 1997
vom zustÃ¤ndigen Finanzamt steuerrechtlich anerkannt worden. Hinsichtlich einer
mÃ¶glichen Inanspruchnahme wegen ErstattungsansprÃ¼chen aufgrund von
Sozialhilfeleistungen des Bezirksamtes P â�¦ von B â�¦ (Sozialamt) teilte der
BevollmÃ¤chtigte der KlÃ¤gerin mit, dass von dieser Stelle eine
Kostenheranziehung wegen der an den Sohn D. gewÃ¤hrten Sozialhilfezahlungen
nicht mehr fÃ¼r erforderlich erachtet werde. Als Beleg fÃ¼r seine eigenen
Unterhaltsleistungen an D. wurde eine weitere "eidesstattliche ErklÃ¤rung" des D.
vom 29.04.2003 eingereicht.

Die Beklagte hat sich in ihrer Berufungserwiderung dem angefochtenen Urteil
angeschlossen.

Die KlÃ¤gerin beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Dresden vom 15. MÃ¤rz 2001 aufzuheben und die
Beklagte unter Ã�nderung des Bescheides vom 30.07.1998 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 31.03.2000 zu verpflichten, der KlÃ¤gerin fÃ¼r die
Zeit vom 01.07. bis 31.08.1998 Alhi in HÃ¶he von 269,02 DM unter Anrechnung der
gewÃ¤hrten Leistung zu zahlen.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung gegen das Urteil des Sozialgerichts Dresden vom 15. MÃ¤rz 2001
zurÃ¼ckzuweisen.

Zur ErgÃ¤nzung des Tatbestandes wird auf den Inhalt der zum Verfahren
beigezogenen Leistungsakten der Beklagten sowie die Verfahrensunterlagen aus
beiden RechtszÃ¼gen Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die form- und fristgerecht eingelegte Berufung (Â§ 151 Abs. 1 Sozialgerichtsgesetz
-SGG-) der KlÃ¤gerin ist statthaft und auch im Ã�brigen zulÃ¤ssig. Die
Statthaftigkeit der Berufung gemÃ¤Ã� Â§ 144 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGG ist gegeben,
da der Gesamtwert des von der KlÃ¤gerin fÃ¼r den Zeitraum vom 01.07. bis
31.08.1998 verfolgten Anspruchs auf Arbeitslosenhilfe (Alhi) bei insgesamt 62
Leistungstagen und dem stritten Anrechnungsbetrag von 124,00 DM wÃ¶chentlich
die nach dieser Bestimmung maÃ�gebliche Grenze von 1.000,00 DM
Ã¼berschreitet.

Die Berufung der KlÃ¤gerin ist in der Sache jedoch nicht begrÃ¼ndet. Ihr steht
jedenfalls kein hÃ¶herer als der ihr von der Beklagten mit den angefochtenen
Bescheiden bewilligte Alhi-Anspruch zu.

Auf den der KlÃ¤gerin fÃ¼r den neuen Bewilligungsabschnitt ab dem 01.07.1998
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zustehenden Anspruch auf Alhi finden Â§Â§ 193, 194 des Dritten Buches
Sozialgesetzbuch â�� ArbeitsfÃ¶rderung â�� (-SGB III- i.d.F. des 1. SGB III-
Ã�nderungsgesetzes vom 16. Dezember 1997, BGBl. I 2970) Anwendung. Aus den
Ã�bergangsvorschriften in Â§Â§ 426, 427 SGB III ergibt sich nach Ablauf des in das
Jahr 1997 zurÃ¼ckreichenden, vorausgegangenen Bewilligungsabschnittes bis
30.06.1998 nichts abweichendes (zu dem fÃ¼r Alhi-AnsprÃ¼che im Jahre 1998
maÃ�geblichen Recht vgl. BSG vom 27.05.2003 â�� B 7 AL 36/02 R; Eicher, in
Spellbrink/Eicher, Kasseler Handbuch des ArbeitsfÃ¶rderungsrechts, Â§ 1 Rdnr. 12
ff.).

Hiervon ausgehend steht dem von der KlÃ¤gerin geltend gemachten hÃ¶heren
Anspruch auf Alhi das nach den maÃ�geblichen Rechtsvorschriften zu
berÃ¼cksichtigende Einkommen des Ehegatten entgegen. Nach Â§ 193 Abs. 1 SGB
III ist ein Arbeitsloser bedÃ¼rftig, soweit das nach Â§ 194 SGB III zu
berÃ¼cksichtigende Einkommen den Betrag der â�� dem Grunde nach â��
zustehenden Alhi nicht erreicht. Â§ 194 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 SGB III bestimmt hierzu,
das zu dem berÃ¼cksichtigenden Einkommen auch das Einkommen des vom
Arbeitslosen nicht dauernd getrennt lebenden Ehegatten gehÃ¶rt, soweit es den
Freibetrag Ã¼bersteigt. Zu dem hierbei zu berÃ¼cksichtigenden Einkommen sind
nach Â§ 194 Abs. 2 Satz 1 SGB III auch die vom Ehepartner bezogenen Altersrenten
aus der gesetzlichen Rentenversicherung zu rechnen. Ein derartiger Rentenbezug
ist â�� umgerechnet auf die entsprechenden WochenbetrÃ¤ge â�� nach Abzug von
etwaigen Steuern, VersicherungsbeitrÃ¤gen und Werbungskosten im vollen Umfang
zu berÃ¼cksichtigen (vgl. dazu BSG SozR 3-4100 Â§ 138 Nr. 12, Nr. 14 und Nr. 17
m.w.N.).

Diese Bestimmungen sind im Ergebnis durch das Sozialgericht und in den
angefochtenen Bescheiden der Beklagten im konkreten Falle fehlerfrei zur
Anwendung gebracht worden. Vorab ist insoweit festzustellen, dass an dem
Vorliegen der (sonstigen) Voraussetzungen fÃ¼r den Bezug der Alhi ab dem
01.07.1998 unter BerÃ¼cksichtigung des aktenkundigen Sachverhaltes fÃ¼r den
Senat keine begrÃ¼ndeten Zweifel bestehen. Ebenso wenig ist ersichtlich, dass die
Beklagte bei der Feststellung der HÃ¶he des Anspruchs der KlÃ¤gerin die â��
weiteren â�� Bemessungskriterien des Â§ 195 SGB III unzutreffend angewandt
hÃ¤tte. Insoweit wird nach eigener Ã�berprÃ¼fung der Leistungsunterlagen auf die
Sachverhaltsdarlegung im Tatbestand dieser Entscheidung sowie die
AusfÃ¼hrungen im Widerspruchsbescheid der Beklagten vom 31.03.2000 sowie in
dem die Teilaufhebung der Leistungsbewilligung fÃ¼r den vorausgegangenen
Leistungszeitraum betreffenden Widerspruchsbescheid vom 04.02.2000 Bezug
genommen. Daraus ist ersichtlich, dass die Beklagte (auch) fÃ¼r den hier streitigen
Zeitraum den Alhi-Grundanspruch zutreffend in AnknÃ¼pfung an das fÃ¼r die
HÃ¶he des Arbeitslosengeldes maÃ�gebliche Bemessungsentgelt festgesetzt hat.
Hiergegen sind auch von der KlÃ¤gerin keine Einwendungen erhoben worden.

Auch im Rahmen der Ã�berprÃ¼fung der BedÃ¼rftigkeit der KlÃ¤gerin gemÃ¤Ã� 
Â§Â§ 193, 194 SGB III unter Heranziehung der hier noch maÃ�geblichen
Arbeitslosenhilfe-Verordnung (Alhi-VO vom 04.07.1974, hier i.d.F. des Alhi-
Reformgesetzes vom 24.06.1996, BGBl. I S. 878; zur Weitergeltung der Alhi-VO
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nach In-Kraft-Treten des SGB III vergleiche im Ã�brigen: BSG vom 09.08.2001 â�� B
11 AL 11/01 R) sind zu Lasten der KlÃ¤gerin gehende Fehler der Beklagten nicht
festzustellen. Auf der Grundlage des sich aus den Leistungsakten ergebenden
Renteneinkommens des Ehemannes der KlÃ¤gerin sowie der dieses Einkommen
mindernden Belastungen ergibt sich bei zutreffender Anwendung der
einschlÃ¤gigen Vorschriften jedenfalls kein geringerer Anrechnungsbetrag als der
von der Beklagten angesetzte wÃ¶chentliche Betrag in HÃ¶he von 124,39 DM. Um
diesen war der ihr zustehende Leistungssatz gem. Â§ 195 Satz 2 SGB III zu
vermindern.

Auf Grund der Angaben im Weiterbewilligungsantrag vom 19.05.1998 ist die
Beklagte bei der PrÃ¼fung des zu berÃ¼cksichtigenden Einkommens des
Ehemannes von einem ihm zustehenden Altersruhegeld in HÃ¶he von 2.532,00 DM
monatlich ausgegangen. Hieraus hat sie zutreffend einen Freibetrag in HÃ¶he eines
ihm selbst einzurÃ¤umenden eigenen (hypothetischen) Alhi-Anspruchs in HÃ¶he
von 312,21 DM wÃ¶chentlich errechnet. Von dem verbleibenden wÃ¶chentlichen
Einkommen hat sie nach Sachlage zusÃ¤tzlich die belegten,
berÃ¼cksichtigungsfÃ¤higen SteuerabzÃ¼ge, VersicherungsbeitrÃ¤ge und
Werbungskosten in einem Gesamtbetrag von 152,57 DM zum Abzug gebracht.
Hieraus (589,08 DM wÃ¶chentlich â�� 312,21 DM â�� 152,47 DM = 124,40 DM)
ergibt sich ein verbleibender, zu berÃ¼cksichtigender Anrechnungsbetrag aus dem
Einkommen des Ehemannes in HÃ¶he von 124,40 DM. Die Beklagte hat das
anzurechnende Einkommen des Ehemannes der KLÃ¤gerin zu Recht nicht weiter
um die im Klage- und Berufungsverfahren geltend gemachten Ausgaben
(Werbungskosten) im Zusammenhang mit dessen TÃ¤tigkeit als SkatfunktionÃ¤r im
Ã¶rtlichen Verein und im Landesverband vermindert. Hierbei handelt es sich nicht
um notwendige Aufwendungen fÃ¼r den Erwerb oder zur Sicherung und Erhaltung
von Einnahmen i.S. des Â§ 194 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 SGB III, sondern um solche auf
Grund einer nicht auf Gewinnerzielung gerichteten, ehrenamtliche TÃ¤tigkeit bzw.
einer sog. Liebhaberei. Bei BerÃ¼cksichtigung des tatsÃ¤chlich bereits fÃ¼r die
Zeit ab dem 01.07.1997 auf 2.552,69 DM erhÃ¶ht gewÃ¤hrten Altersruhegeldes
hÃ¤tte sich im Ã�brigen zu Ungunsten der KlÃ¤gerin ein noch hÃ¶herer
Anrechnungsbetrag ergeben.

Entgegen der Ansicht der KlÃ¤gerin war eine weitere Verminderung des
Anrechnungsbetrages aus dem Einkommen des Ehemannes nicht im Hinblick auf
die von diesem im maÃ�geblichen Zeitraum an den gemeinsamen Sohn D.
gezahlten Unterhaltsleistungen in HÃ¶he von 500,00 DM monatlich geboten. Eine
rechtliche Grundlage fÃ¼r dieses Begehren ergibt sich weder aus Â§ 194 Abs. 1
Satz 3 SGB III noch aus irgendeiner anderweitigen Vorschrift. Das Sozialge

richt hat in dem angefochtenen Urteil vielmehr zu Recht ausgefÃ¼hrt, dass eine
ErhÃ¶hung des dem Ehemann der KlÃ¤gerin einzurÃ¤umenden Freibetrages aus Â§
194 Abs. 1 Satz 3 SGB III nicht abgeleitet werden kann, da die angefÃ¼hrten
Unterhaltsleistungen nicht auf Grund einer rechtlichen Pflicht im Sinne dieser
Bestimmung erbracht worden sind. Insoweit wird zur Vermeidung von
Wiederholungen zunÃ¤chst auf die zutreffenden AusfÃ¼hrungen des SG Bezug
genommen. ErgÃ¤nzend ist hierzu lediglich Folgendes anzufÃ¼gen: Bereits der
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Wortlaut macht erkenntlich, dass bei der Feststellung des danach im Rahmen von
Alhi-AnsprÃ¼chen zu berÃ¼cksichtigenden Einkommens nicht jegliche vom
Ehepartner des Anspruchsstellers an Dritte erbrachte Unterhaltsleistungen sondern
nur solche beachtlich sind , die "auf Grund einer rechtlichen Pflicht" zu erbringen
sind. Diese Wertung wird insbesondere bei Betrachtung der rechtsgeschichtlichen
Entwicklung dieser Vorschrift und der VorgÃ¤ngernorm des Â§ 138 Abs. 1 Nr. 2
ArbeitsfÃ¶rderungsgesetz (AFG) bestÃ¤tigt. Die zunÃ¤chst in Â§ 138 Abs. 1 Nr. 2, 2.
Halbsatz AFG vorgesehene BerÃ¼cksichtigung â�� auch â�� von
Unterhaltsleistungen auf Grund einer sittlichen Pflicht ist nÃ¤mlich im Rahmen einer
nach Ergehen des Urteils des Bundesverfassungsgerichts vom 17.11.1992 (BVerfGE
87, 234) erfolgten Neufassung durch das Erste Gesetz zur Umsetzung des Spar-,
Konsolidierungs- und Wachstumsprogrammes (1. SKWPG) vom 21. Dezember 1993
(BGBl. I S. 2353) durch ersatzliche Streichung dieses Teils der Vorschrift beseitigt
worden (vgl. hierzu BSG vom 29.03.2001 â�� B 7 AL 26/00 R). Eine rechtliche Pflicht
des Ehemannes der KlÃ¤gerin zur Erbringung der Unterhaltsleistungen an den
gemeinsamen Sohn D. im hier maÃ�geblichen Zeitraum ab dem 01.07.1998
bestand nach Sachlage jedoch nicht. Eine auf ein entsprechendes RechtsgeschÃ¤ft
zurÃ¼ckzufÃ¼hrende rechtliche Verpflichtung ist von der KlÃ¤gerin weder
ausdrÃ¼cklich geltend gemacht worden, noch lÃ¤sst sie sich den Unterlagen
insbesondere unter BerÃ¼cksichtigung der AusfÃ¼hrungen des Ehemannes im
Schreiben an das Sozialgericht vom 19.05.2000 (bzw. 19.09.2000) â�� und vom
21.08.2000 sinngemÃ¤Ã� entnehmen.

Der Senat folgt dem Sozialgericht auch darin, dass sich eine derartige rechtliche
Unterhaltsverpflichtung auch nicht aus den Regelungen des familienrechtlichen
Unterhaltsrechts in Â§Â§ 1601 ff. des BÃ¼rgerlichen Gesetzbuches (BGB) ergibt.
ErgÃ¤nzend zu den AusfÃ¼hrungen des Sozialgerichts ist insoweit lediglich darauf
hinzuweisen, dass bei einem volljÃ¤hrigen und verheirateten Kind durch dessen
EheschlieÃ�ung die unterhaltsrechtlichen Bande zu seiner Herkunftsfamilie, d.h.
insbesondere zu seinen Eltern, grundsÃ¤tzlich als gelockert angesehen werden. Bei
einem solchen Sachverhalt gelten vielmehr die gegenseitigen
Unterhaltsverpflichtungen der Eheleute als vorrangig gegenÃ¼ber AnsprÃ¼chen
gegen die jeweiligen Eltern. Auch wenn im vorliegenden Fall nach Sachlage davon
auszugehen ist, dass dem Sohn D. gegenÃ¼ber seiner geschiedenen Ehefrau im
Hinblick auf deren EinkommensverhÃ¤ltnisse kein Unterhaltsanspruch zugestanden
haben dÃ¼rfte, ist unter BerÃ¼cksichtigung der im maÃ�geblichen Zeitraum
gegebenen weiteren UmstÃ¤nde auch ein Unterhaltsanspruch des D. gegenÃ¼ber
seinem Vater zu verneinen. Dem steht nicht entgegen, dass zwar grundsÃ¤tzlich
nach Â§Â§ 1601 ff. BGB Unterhaltspflichten von Eltern auch gegenÃ¼ber
volljÃ¤hrigen Kindern fÃ¼r die Dauer einer angemessenen Ausbildung bestehen
kÃ¶nnen (so etwa nach Â§ 1610 Abs. 2 BGB). Eine derartige Verpflichtung setzt
jedoch nicht nur eine Angemessenheit der Ausbildung voraus, sondern erstreckt
sich darÃ¼ber hinaus grundsÃ¤tzlich lediglich (beschrÃ¤nkt) auf die Dauer der
Regelstudienzeit (vgl. so HeiÃ�/Born, Unterhaltsrecht, Stand Juli 2003, 12. Kapitel
Rdnr. 119 m.w.N.). Das bedeutet, dass eine Unterhaltsverpflichtung von Eltern zur
Finanzierung einer Zweitausbildung, welche das Sozialgericht hier zu Recht
angenommen hat, nur ausnahmsweise gegeben sein kann und dann nicht besteht,
wenn nach einer bereits abgeschlossenen Ausbildung spÃ¤ter eine weitere
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Ausbildung etwa deshalb aufgenommen wird, weil die BefÃ¤higung/Neigung fÃ¼r
den neuen Beruf erst nach Abschluss der ersten Ausbildung festgestellt wurde oder
ein vÃ¶llig neues Berufsziel angestrebt wird (so HeiÃ�/Born, a.a.O., Rdnr. 121 mit
Hinweis auf die zivilrechtliche Rechtsprechung).

Die Regelstudiendauer des von D. â�� nach einer vorausgehenden,
abgeschlossenen Ausbildung zum Fertigungsmittelbauer und Abbruch des
zunÃ¤chst aufgenommenen Studiums der Rechtswissenschaft â�� zum 01.10.1991
begonnenen Studiums der Stadt- und Regionalplanung an der Technischen
UniversitÃ¤t B â�¦ betrÃ¤gt (einschlieÃ�lich der Erstellung der Diplomarbeit) 10
Semester. Es bedarf keiner weiteren Darlegung, dass diese Dauer im hier streitigen
Zeitraum ab dem 01.07.1998 bereits Ã¼berschritten war. Unstreitig ist auch weder
dem Ehemann der KlÃ¤gerin noch diesem selbst fÃ¼r die Zeit des Studiums nach
Vollendung des 27. Lebensjahres des Sohnes D. Kindergeld gewÃ¤hrt worden.

Eine einkommensmindernde BerÃ¼cksichtigung der vom Ehemann der KlÃ¤gerin
an den Sohn D. erbrachten Unterhaltsleistungen bei dem fÃ¼r den Alhi-Anspruch
der KlÃ¤gerin zu berÃ¼cksichtigenden Einkommen kann nicht auf der Grundlage
einer Ã¼ber den Wortlaut der Vorschrift hinausgehenden, ergÃ¤nzenden Auslegung
des Â§ 194 Abs. 1 Satz 3 SGB III abgeleitet werden. Eine hierfÃ¼r erforderliche
LÃ¼ckenhaftigkeit der Bestimmung ist nicht ersichtlich. Mit den Bestimmungen in 
Â§Â§ 193, 194 SGB III in Verbindung mit den Regelungen der Alhi-VO hat der
Gesetzgeber vielmehr ein abschlieÃ�endes Regelungskonzept hinsichtlich der Art
und des Umfangs der BerÃ¼cksichtigung von Einkommen des Antragstellers und
seines Ehepartners geschaffen, welches deshalb auch im Einzelfall nicht im Wege
der Analogie zu Gunsten des Anspruchsstellers erweitert werden kann (vgl. dazu
BSG vom 27.05.2003 â�� B 7 AL 6/02 R).

Gegen das in Ã�bereinstimmung mit dem Sozialgericht und der Beklagten
gefundene Ergebnis bestehen auch keine begrÃ¼ndeten verfassungsrechtlichen
Bedenken. Objektiv nachvollziehbare Anhaltspunkte fÃ¼r eine vom
BevollmÃ¤chtigten der KlÃ¤gerin zur StÃ¼tzung des Begehrens geltend gemachte
Verletzung von Art. 1 Abs. 3 und Art. 2 Abs. 2 des Grundgesetzes (GG) sind fÃ¼r
den Senat nicht ersichtlich. Ebenso wenig ist durch die fÃ¼r den Leistungsanspruch
der KlÃ¤gerin als maÃ�geblich herangezogenen

Rechtsbestimmungen ein VerstoÃ� gegen das Gleichheitsgebot des Artikel 3 Abs. 1
GG festzustellen. FÃ¼r eine unterschiedliche â�� einkommensmindernde â��
BerÃ¼cksichtigung von Unterhaltsleistungen auf Grund rechtlicher Verpflichtungen
einerseits und sonstiger Unterhaltsleistungen andererseits im Rahmen der
rechtlichen Regelungen Ã¼ber den Alhi-Anspruch bestehen unter
BerÃ¼cksichtigung der Zweckbestimmung dieser Leistung hinreichende
sachbezogene GrÃ¼nde. Die Arbeitslosenhilfe ist keine Leistung, durch die der
Arbeitslose von seinen eigenen Unterhaltspflichten entlastet werden soll bzw. bei
der grundsÃ¤tzlich der Bedarf von Personen, die gegenÃ¼ber dem Alhi-EmpfÃ¤nger
unterhaltsberechtigt sind, generell beachtlich wÃ¤re. Dementsprechend bestimmt
auch Â§ 194 Abs. 1 Satz 3 SGB III die an diesem Leistungszweck orientierte
BerÃ¼cksichtigung von Unterhaltsleistungen des Ehepartners des Arbeitslosen an
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Dritte und knÃ¼pft hierbei an das Vorliegen einer rechtlichen
Unterhaltsverpflichtung an. Eine nicht sachgerechte, willkÃ¼rliche
Ungleichbehandlung der Personen, welche ohne eine derartige rechtliche
Verpflichtung Unterhaltsleistungen erbringen, ist damit nicht gegeben. Die im
Wesentlichen an die familierechtliche Ausgestaltung der Unterhaltsverpflichtungen
in Â§Â§ 1601 ff. BGB anknÃ¼pfende Behandlung der Unterhaltsleistungen im Bezug
auf den Alhi-Anspruch stellt daher nach Ã�berzeugung des Senats auch keinen
VerstoÃ� gegen das Gebot des Schutzes von Ehe und Familie durch Art. 6 GG dar.

Da die KlÃ¤gerin somit durch die angefochtene Bewilligungsentscheidung der
Beklagten jedenfalls nicht in rechtswidriger Weise belastet wird, musste ihre gegen
das klageabweisende Urteil des Sozialgericht gerichtete Berufung ohne Erfolg
bleiben.

Die Entscheidung Ã¼ber die auÃ�ergerichtlichen Kosten beruht auf Â§ 193 SGG.
GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision gemÃ¤Ã� Â§ 160 Abs. 2 Nr. 1 und 2 SGG
liegen nicht vor.

Erstellt am: 21.01.2004

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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